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Bekanntmachung der

Satzung
über die Festsetzung der Steuersätze

für die Grund- und Gewerbesteuer
(Hebesatzsatzung)

der
Gemeinde Gevensleben

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes, des § 16 Gewerbesteuergesetzes und
des § 6 in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
jeweils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Gevensleben in
seiner Sitzung am 18. September 2007 die folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das
Gebiet der Gemeinde Gevensleben wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuern

a) für die land:- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

§2

Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 2008.

§3

Die Satzung tritt am 01. Januar 2008 in Kraft.

Gevensleben, den 18. September 2007

280 v. H.

300 v. H.

295 v. H.

gez .. Fenski

Bürgermeister

ABl.-Nr. 40 vom 12.10.2007

(L.S. )
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Bekanntmachung der

Hundesteuersatzung
der

Gemeinde Ingeleben

Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung
(NGO) i.d.F. v. 22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382) zuletzt geändert durch Gesetz vom
18.05.2006 (Nds. GVBI. S. 202) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalab­
gabengesetzes (NKAG) Ld.F. v. 23.01.2007 (Nds. GVBI. S. 41), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23.07.1997 (Nds. GVBI. S. 374), hat der Rat der Gemeinde Inge­
leben in seiner Sitzung am 27. September 2007 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Steuergegenstand

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im
Gemeindegebiet. Wird das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon
auszuge.hen, dass er älter als drei Monate ist.

(2) Wird ein Hund gleichzeitig in mehreren Gemeinden gehalten, so ist die Gemeinde
Ingeleben steuerberechtigt, wenn die Hundehalterin/der Hundehalter hier seinen
Hauptwohnsitz hat.

§2
Steuerpflicht, Haftung

(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Be­
trieb, seiner Institution oder Organisation für Zwecke der persönlichen Lebens­
führung aufgenommen hat Als Halter/-in des Hundes gilt auch, wer einen Hund
in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen
hält, wenn er/sie nicht nachweisen kann, dass der Hund in der Bundesrepublik
Deutschland bereits besteuert oder von der Steuer befreit gehalten wird. Die
Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung
auf Probe oder das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet.

(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemein­
sam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder meh­
rere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. Neben der Hundehalterin/dem Hun­
dehalter haftet die Eigentümerin/der Eigentümer für die Steuer.

§3
Steuermaßstab und Steuersätze

(1) Die Steuer beträgt für jeden Hund jährlich 30,00 €.
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§4
Steuerfreiheit

Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist
das Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nach­
weislich in einer anderen Gemeinde innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ver­
steuern oder dort steuerfrei halten.

§5
Steuerbefreiung, Steuerermäßigung

(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, de­
ren Unterhaltskosten ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten
werden;

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten;
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl;
4. Such-, Spür- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivil­

schutzeinheiten verwendet werden;
5. Hunden, die vom Tierschutzverein im Rahmen von Pflegeverträgen vorüber­

gehend außerhalb seiner Einrichtungen untergebracht sind;
6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber, oder hilfloser Personen

unentbehrlich sind. Das sind insbesondere solche Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen "B", "BL", "aG" oder "H" be­
sitzen. Die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeug­
nisses abhängig gemacht werden.

(2) Die Steuer ist auf Antrag auf 50 v.H. zu ermäßigen für das Halten von einem
Hund, der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche von dem nächs­
ten bewohnten Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen.

(3) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden Ka­
lendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde zugegangen ist.

(4) Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn

a) die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlanglieh geeignet
sind,
b) in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 5 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand,
den Erwerb und die Abgabe der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt wer­
den,
c) die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung nachge­
wiesen werden.

§6
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit den ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2
Abs. 1 folgenden jo\alendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden
Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer Hunde-
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halterin/eines Hundehalters in die Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem
ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten
eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalendermo­
nats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abge­
schafft wird, abhanden kommt oder stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter
wegzieht.

§7
Entstehung und Fälligkeitder Steuerschuld

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum
(Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht; in
den Fällen des § 6 Abs. 1 entsteht die Steuerschuld mit dem Beginn der Steuer­
pflicht. Beginnt oder endet die Steuerpflicht (§ 6) im Laufe des Erhebungszeit­
raumes, wird die Jahressteuer anteilig erhoben.

(2) Die Steuer wird in einem Betrag zum 01.07. jeden Jahres fällig. Bei erstmaliger
Heranziehung ist ein nach Abs. 1 Satz 2 festgesetzter Teilbetrag innerhalb eines
Monats nach der Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fällig.

(3) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer halbjährlich zum 15.02. und 15.08.
eines jeden Jahres erfolgen.

(4) Der Steuerbescheid kann gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit anderen Heranziehungs­
bescheiden der Gemeinde zusammengefasst werden.

(5) Für diejenigen Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteu­
er wie im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundeste-uer durch öffentliche
Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Steuerpflichtigen treten zwei Wo­
chen nach dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswir­
kungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zu­
gegangen wäre.

§8
Anzeige- und Auskunftspflichten

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen einer
Woche bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist die Rasse des Hun­
des anzugeben. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach
der Geburt als angeschafft.

(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen einer Woche, nachdem der
Hund veräußert, sonst abgeschafft wurde, abhanden gekommen oder verstorben
ist, bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn die Hundehal­
terin/der Hundehalter aus der Gemeinde wegzieht. Im Falle der Abgabe des
Hundes an eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name und die An­
schrift dieser Person anzugeben.
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(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder StetLierermäßigung
fort, so ist dies binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde anzuzeigen.

(4) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist
verpflichtet der Gemeinde die zur Feststellung eines für die Besteuerung erhebli­
chen Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn
die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder kei­
nen Erfolg verspricht, sind auch Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter
verpflichtet, der Gemeinde auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im
Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisation gehaltenen Hunde und deren
Halter Auskunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG LV. m. § 93 AO).

§9
Ordnungwidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig

- entgegen § 8 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen einer Woche
schriftlich bei der Gemeinde anzeigt,

- entgegen § 8 Abs. 1 die Rasse des Hundes nicht angibt,
- entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht schriftlich bei der Ge-

meinde anzeigt,
- entgegen § 8 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung

oder Steuerermäßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde
anzeigt,

- entgegen § 8 Abs. 4 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß er­
teilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet wer­
den.

§10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 04.05.2001 in der zuletzt gültigen Fas­
sung außer Kraft.

Ingeleben, den 27. 09.2007

gez. Spindler

Bürgermeisterin

ABl.-Nr. 40 ·vom 12.10.2007

(L.S. )



199.

-399-

Bekanntmachung der

Satzung
über die Festsetzung der Steuersätze

für die Grund- und Gewerbesteuer
(Hebesatzsatzung)

der
Gemeinde Ingeleben

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes, des § 16 Gewerbesteuergesetzes und
des § 6 in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
jeweils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Ingeleben in seiner
Sitzung am 27. September 2007 die folgende Satzung beschlossen:

§1

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das
Gebiet der Gemeinde Ingeleben wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuern

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

§2

Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 2008.

§3

Die Satzung tritt am 01. Januar 2008 in Kraft.

Ingeleben, den 27. September 2007

290 v. H.

300 v. H.

280 v. H.

gez. Spindler

Bürgermeisterin

ABl.-Nr. 40 vom 12.10.2007

(L.S. )
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Bekanntmachung der

Satzung
über die Festsetzung der Steuersätze

für die Grund- und Gewerbesteuer
(Hebesatzsatzung)

der
Gemeinde Ingeleben

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes, des § 16 Gewerbesteuergesetzes und
des § 6 in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
jeweils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Ingeleben in seiner
Sitzung am 27. September 2007 die folgende Satzung beschlossen:

§1

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das
Gebiet der Gemeinde Ingeleben wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuern

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

§2

Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 2008.

§3

Die Satzung tritt am 01. Januar 2008 in Kraft.

Ingeleben, den 27. September 2007

290 v. H.

300 v. H.

280 v. H.

gez. Spindler

Bürgermeisterin

ABl.-Nr. 40 vom 12.10.2007

(L.S. )
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200. Bekanntmachung der 5. satzung zur Änderung der Aufwandsentschädigungs­
sat~ung der Gemeinde Velpke

Aufgrund der §§ 6, 29, 39 Abs. 5 -,9, 40, 51 Abs. 7 und 67 der Niedersachsischen Gemeindeordnung
(NGO) in' der z. Zt. güitigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Velpke in seiner Sitzung am
20.09.2007 folgende 5. Satzung zur Änderung der Aufwandsentschädigungssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Aufwandsentschädigungssatzung der Gemeinde Velpke vom 11.12.1987 (Amtsblatt für den LandkreiS
Helmstedt vom 22.01.1988, Nr. 6, Ifd. Nr. 16), zuletzt geändert durch die 4. Änderungssatzung vom.
22.03.2007, wird wie folgt geändert:

1. § 4 erhält folgende Fassung:

,,§ 4'

Soweit Ausschussmitglieder nicht dem Rat angehören, erhalten sie ein Sitzungsgeld pro Sitzung in
Höhe von 13,-- €. § 3 Abs. 2 -4 und die §§ 5, 6 und 7 gelten entsprechend;"

2. § 5 erhält folgende Fassung:
.. § 5

(1) Die Ratsmitglieder haben einen Anspruch auf Ersatz ihres nachgewiesenen Verdienstausfalls.

(2) Bei Arbeitnehmern könnend~m Arbeitgeber auf Anforderung für Ausfalizeiten in Wahrnelimung des
Mandats das Arbeitsentgelt und die darauf entfallenden Abgaben und Sozialversicherungsbeiträge
(Bruttobeiträge) erstattet werden. Der Höchstbetrag wird auf 31,00 € je Stunde festgesetzt.

(3) Ratsmitglieder, die selbständig tätig sind, kann eine Verdienstausfallpauschale auf der Grundlage des
glaubhaft gemachten Einkommens je Stunde gewährt werden. DIese darf den Höchstbetrag von 31,00
€ nicht überschreiten.

(4) Ratsmitglieder, die ausschließlich einen Haushalt führen (Hausfrau oder Hausmann) und keinen Ver­
dienstausfall geltend machen, haben Anspruch auf Zahlung eines, Pauschalstundensatzes in Höhe von
16,00 € an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

(5) Ratsmitglieder, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2, 3 oder 4 geltend machen können, denen aber
im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho­
len versäumt~r Arbeit oder Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten ei­
nen Pauschalstundensatz in Höhe von 31,00 €., Die entstandenen Nachteile sind im Einzelfall glaubhaft
zu machen." '

3. Folgender § 6 wird eingefügt:

"§ 6

(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, Wenn Ratsmitgliederin Folge
ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
treffen müssen. Die Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der Fami­
lielWohngemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreises keine weiteren Personen angehören,
die zur Betreuung der Kinder in der Lage Sind und die Kinder nicht anderweitig, z.B. in Kindertages­
stätten, betreut werden können.
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i
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine Kinderbetreu-

ung bis zu einem Höchstbetrag von 8,00 € je Stunde. Der Höchstbetrag wird auf 24,00 € je Tag fest­
gesetzt."

4. Der bisherige § 6 wird § 7 und erhält folgende Fassung:

"Bei vom Rat, Verwaltungsausschuss oder auf Veranlassung des Bürgermeisters bzw. Gemeindedirektors
genehmigten Dienstreisen werden Reisekosten nach den B.estimmungen des Bundesreisekostengeset­

. zes gewährt. Daneben kommen eine Zahlung von Sitzungsgeld und die Erstattung von Auslag~n nicht in
Betracht." . . .

5. Die bisherigen §§ 7,8, und 9 werden 8,9 und 10.

Artikel 11

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Helm-
stedt in Kraft. .

Velpke, den 20.09.2007

GEMEINDE VELPKE

(L.S.)

gez. Thiere
Bürgermeister

AB1.-Nr. 40 vom 12.10.2007

gez. Schlichting
Gemeindedirektor
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i
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine Kinderbetreu-

ung bis zu einem Höchstbetrag von 8,00 € je Stunde. Der Höchstbetrag wird auf 24,00 € je Tag fest­
gesetzt."

4. Der bisherige § 6 wird § 7 und erhält folgende Fassung:

"Bei vom Rat, Verwaltungsausschuss oder auf Veranlassung des Bürgermeisters bzw. Gemeindedirektors
genehmigten Dienstreisen werden Reisekosten nach den B.estimmungen des Bundesreisekostengeset­

. zes gewährt. Daneben kommen eine Zahlung von Sitzungsgeld und die Erstattung von Auslag~n nicht in
Betracht." . . .

5. Die bisherigen §§ 7,8, und 9 werden 8,9 und 10.

Artikel 11

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Helm-
stedt in Kraft. .

Velpke, den 20.09.2007

GEMEINDE VELPKE

(L.S.)

gez. Thiere
Bürgermeister

AB1.-Nr. 40 vom 12.10.2007

gez. Schlichting
Gemeindedirektor



-402,-

J
201 • Bekanntmachung der Bauleitplanung Helmstedt;

hier: 51. Ände:rung des Flächennutzungsplanes im Berei~h "Wind­
mühlenberg"

Die vom, Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 21.06.2007 beschlossene 51. Ände­
rung des Flächennutzungsplanes hat der Landkreis Helmstedt gem, § 6 des Baugesetzbu­
ches (BauGB) mit Verfügung vom 27.08.2007 (Az.: 63/61 20/5401 0-Änd.51) genehmigt.
Der Planbereich kann dem folgenden Kartenausschnittentnommen: werden.

~ "'~~~,'\" -'" ,'-.-<~~
~~...-:4. :..} '-- 4" ,.~\;~':",....f., ~'/~S

, • v ....
.'to, !. "•. " .. .,. .. ..:..

.--. N

.Die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Erläuterungsbericht können im Rat­
,haus der Stadt Helmstedt, Markt 1, 38350 Helmstedt, Zimmer 81 (2. Obergeschoss/Altbau)
von jedermann eingesehen werden. Jedermann kann Ober den Inhalt der Flächennutzu[1gs-
planänderung Auskunft verlangen. ' •

Mit dieser Bekanntmachung wird die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam. '

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.· 1 bis 3
BauGB des Baugesetzbuches vom 23.09.2004 (BGB!. IS. 2414; zuJetzt geändert dUrch G
zur Erleichterung von PlanLingsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte v.~1.12.2006;

BGB!. I S.3316) bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist,'wenn nicht
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Änderung des Flächennutzungsplanes eine'
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustande'kommender Änderung des
Flächennutzungsplanes schriftlich geltend gemacht worden ist, .

Ferner wird hingewiesen, dass innerhalb eines·Jahres nach Inkrafttreten der Änderung des
Flächennutzungsplanes Verletzungen der Vorschriften des § 214 Abs. 2 BauGE, über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes unbeachtlich sind, wenn
sie nicht schriftlich geltend g.emacht worden sind. Mängel inder Abwägung (§ 214 Abs. 3
BauGB) sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be­
kanntmachung gegenüber der Stadt Helmstedt geltend gemacht worden sind.

Helmstedt, den 20.09.2007

Stadt Helmstedt
Der Bürgermeister
Im 'Auftrage

gez. Kubiak

ABL-Nr. 40 vom 12.'10.2007
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202. Bekanntmachung der Bauleitplanung HelmStedt;
hier: Bebauungsplan "Windmühlenberg-Neufassung"

Der Rat der Stadt Helmstedt hat den o. a. Bebauungsplan in seiner Sitzung am 21.06.2007
als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan "Windmühlenberg-Neufassung" wird hiermit
gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches vom 23.09~2004 (BGB!. I S. 2414; zuletzt geändert
durch G zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklurig der Städte v.
21.12.2006, BGB!.' I S.3316) bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan einschließlich seiner Begründung kann im Rathaus der Stadt Helmstedt,
Markt 1,38350 Helmstedt, Zimmer 81 (2. Obergeschoss / Altbau) von j~dermann eingesehen
werden. Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB des Baugesetzbuches vom 23.09.2004 (BGB!. I S. 2414; zuletzt geändert durch G zur
Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte v. 21.12.2006,
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BGB!. I S.3316) bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich ist, wenn nicht
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes eine Verletzung von Verfah­
rens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes schriftlich geltend
gemacht worden ist.

Ferner wird hingewiesen, dass innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungspla­
nes Verletzungen der Vorschriften des § 214 Abs. 2 BauGB, über das Verhältnis des BebaU­
ungsplanes und des Flächennutzungsplanes unbeachtlich sind, wenn sie nicht schriftlich gel­
tend gemacht worden sind. Mängel in der Abwägung (§ 214 Abs. 3 BauGB) sind ebenfalls
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung gegenüber
der Stadt Helmstedt geltend gemacht worden sind. -

Auf die Vorschriften des§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom
23.09.2004 (BGB!. IS. 2414) über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eingetre­
tenen Vermögensnachteilen sowie über.die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent­
schädigungsansprüche wird hingewiesen.

Helmstedt, den 20.09.2001 .

Stadt Helmstedt
Der Bürgermeister
Im Auftrag

gez • Kubiak
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203. Bekanntmachung der Bauleitplanung der Gemeinde Lehre;
hier: satzung der Gemeinde Lehre über den Bebauungsplan "An der Mühle",

2. Änderung in der Ortschaft Flechtorf

Der Rat der Gemeinde Lehre hat die oben genannte Satzung m seiner öffentlichen Sitzung am
13.09.2007 beschlossen.

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung sowie die Lage im Bereich der Ortschaft Flechtorf sind
aus der beigerugten.Gebietsabgrenzung ersichtlich.

Die Sa~ng wird nach § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) inder zurzeit geltenden Fassung
bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. I Nr. 1 - 3 BauGB in der zurzeit geltenden Fassung,
die Verletzung von den dort genannten Vorschriften unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Lehre unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. .

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung.
. von durch den Bebauungsplan eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die FäHigkeit u.nd das

Erlöschen der Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. .

Die Satzung einschließlich der Begründung kann ab sofort von jedermann im Fachbereich m
Bauwesen, Umwelt - der Gemeinde Lehre in Lehre, Marktsttaße 10, während der Sprechzeiten
eingesehen werden. Auf Verlangen wird Auskunft über den Inhalt erteilt.

Sprechzeiten:
Montag.
Dienstag
Doimerstag
Freitag
Mittwoch

Lehre, den 24.09.2007

gez. Westphal

Bürgermeister

08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr
08.30 Uhr bis t2.00Uhr
nach telefonischer Tenninabsprache möglich~

(L.S.)
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GEMEINDE LEHRE, ORTSCHAFT FLECHTORF
LANDKREIS HELMSTEDT

BEBAUUNGSPLAN

AN DER MUHLE
2. ÄNDERUNG

GEBIETSABGRENZUNG _

:, .... '''.'; ..

i

-Plan '. ,\ _ '
'An d1rMühjrt. ~nderung

Hintt: der' MUhl; A.

Das Plangebiet befindet sich im Osten der
bebauten Ortslage Flechtorf, wie dargestellt.

Büro für Stadtplanung Dr.-lng. W. Schwerdt· Waisenhausdamm 7·38100 Braunschweig

ABL.-Nr. 40 vom 12.10.2007
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204. Bekanntmachung der Verleihung des Verdienstkreuzes am Bande des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland an Frau Ursula Scheck, Gras-
leben 

 
 

Der Herr Bundespräsident hat auf Vorschlag des Herrn Ministerpräsidenten 
 

Frau Ursula Scheck, Grasleben, 
 
in Anerkennung ihrer langjährigen ehrenamtlichen Verdienste am 13.08.2007 das 
Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 
verliehen. 
 
Das Ordenszeichen und die Verleihungsurkunde sind Frau Scheck am 06.10.2007 
durch Herrn Landrat Kilian ausgehändigt worden. 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 40 vom 12.10.2007 
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